
 

Der Bericht des UN Millenniumprojekts 
„Investing in Development“  

 

JENS MARTENS 

Im Vorfeld des UN-Gipfels im September 2005 werden zu Fragen der Entwick-
lungspolitik und der Global Governance mehrere Berichte veröffentlicht. Die 
FES-Reihe „Global Reports 2005“ wird – in Kooperation mit dem Global Policy 
Forum Europe – jeweils die wichtigsten Ergebnisse zusammenfassen und kom-
mentieren.  

Das Millenniumprojekt der Vereinten Nationen hat am 17. Januar 2005 nach 
mehr als zweijähriger Arbeit seinen Abschlussbericht „Investing in Develop-
ment“ veröffentlicht. Der Bericht formuliert – so sein programmatischer Unter-
titel – „einen praktischen Plan, um die Millenniumsentwicklungsziele zu errei-
chen“. Die Federführung für das Projekt hatte Professor Jeffrey Sachs, Sonder-
berater des UN-Generalsekretärs und Leiter des Earth Institute an der New Yor-
ker Columbia University. Der Bericht ist für die Vorbereitungen auf den Millen-
nium+5 Gipfel der Vereinten Nationen (14.–16. September 2005) von zentraler 
Bedeutung. Er bildet neben dem Bericht des High-level Panels on Threats, Chal-
lenges and Change die wichtigste inhaltliche Grundlage des Vorbereitungspro-
zesses. Von Seiten der UN wurde der Bericht positiv aufgenommen. Mark Mal-
loch Brown, der neue Kabinettschef von Kofi Annan und bisherige Leiter des 
UN-Entwicklungsprogramms (UNDP), stellte bei der Veröffentlichung des Re-
ports in New York überschwänglich fest: „Das Millenniumprojektteam hat 
UNO-intern den größten intellektuellen Beitrag zur Entwicklungsdebatte in den 
letzten 20 Jahren geliefert.“ 
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1 Hintergrund 

Jeffrey Sachs war im Juli 2002 vom UN-
Generalsekretär Kofi Annan zum Sonderberater 
für die Millenniumsentwicklungsziele (MDGs) 
und zum Direktor des Millenniumprojekts der 
Vereinten Nationen ernannt worden. Ziel dieses 
dreijährigen Forschungsprojektes war es zu un-
tersuchen, welche konkreten Maßnahmen not-
wendig sind, um die Millenniumsentwicklungs-
ziele bis zum Jahr 2015 zu erreichen. Sachs und 
sein Team sollten demonstrieren, dass die MDGs 
realisiert werden können, und sie sollten detail-
liert aufzeigen, welche Politik und welche finan-
ziellen Ressourcen dafür erforderlich sind. 

Kofi Annans Initiative erfolgte wenige Monate 
nach der UN-Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung (Financing for Development), die im 
März 2002 im mexikanischen Monterrey stattge-
funden hatte. Anlässlich dieser Konferenz waren 
von der Weltbank erstmals Schätzungen über 
die Kosten der MDGs präsentiert worden.1 Die 
Weltbank forderte damals eine Verdoppelung 
der öffentlichen Entwicklungshilfe (Official Deve-
lopment Assistance, ODA), d.h. eine Erhöhung 
um mindestens 40-60 Mrd. US-Dollar pro Jahr, 
um die notwendigen Zusatzausgaben u.a. für 
Ernährungssicherung, Gesundheit, Bildung und 
Wasserversorgung zu finanzieren. Die Verpflich-
tungen der Regierungen blieben in Monterrey 
weit hinter diesen Erfordernissen zurück. Und so 
kam der UN-Generalsekretär in seinem ersten 
Bericht über die Implementierung der Millenni-
umserklärung wenige Monate später zu dem 
Schluss: „In den verbleibenden 13 Jahren müs-
sen Fortschritte auf einer viel breiteren Front er-
zielt werden. Andernfalls werden die wohlklin-
genden Worte der Erklärung nichts weiter als ein 
bitteres Zeugnis sein, das uns an vernachlässigte 
Bedürfnisse der Menschen und an unerfüllte 
Versprechungen erinnert.“2 

Mit dem Millenniumprojekt sollte der wissen-
schaftliche Nachweis für die dringende Notwen-
digkeit zusätzlicher Maßnahmen zur Armutsbe-
kämpfung erbracht und damit auch der Hand-
lungsdruck der Regierungen erhöht werden. 
Parallel dazu berief Kofi Annan die ehemalige 
holländische Entwicklungsministerin Evelyn Herf-
kens zur Koordinatorin der Millenniumskampag-
ne, mit der weltweit die Öffentlichkeit zur Unter-
stützung der MDGs mobilisiert werden sollte 
(www.millenniumcampaign.org). Nicht zuletzt 
durch diese konzertierten Bemühungen der UN 
sind die MDGs in den letzten Jahren immer stär-

                                                 
1  World Bank: The Costs of Attaining the Millennium 

Development Goals. Washington, D.C., 2002. 
2  UN Dok. A/57/270 vom 31. Juli 2002. 

ker ins Zentrum des entwicklungspolitischen Dis-
kurses gerückt. 

Nach seiner Ernennung zum Leiter des Millenni-
umprojektes richtete Jeffrey Sachs zehn Arbeits-
gruppen (Task Forces) ein, die sich mit einzelnen 
der acht MDGs und der 18 Unterziele (targets) 
befassten. In ihnen arbeiteten insgesamt 265 
Entwicklungsexperten aus aller Welt zusammen. 
Die Schlüsselpositionen der Task Force-
Koordinatoren wurden allerdings überwiegend 
von Wissenschaftlern US-amerikanischer Univer-
sitäten, insbesondere der Columbia University, 
besetzt. Der Abschlussbericht des Millenni-
umprojekts basiert auf den Berichten dieser zehn 
Task Forces. Sie umfassen insgesamt rund 3000 
Seiten. Zumindest in quantitativer Hinsicht stel-
len die Arbeitsergebnisse des Millenniumprojekts 
damit alle bisherigen Entwicklungsberichte in 
den Schatten. 

2 Die Kernaussagen des Sachs-Reports 

Der 350-seitige Bericht des Millenniumprojekts 
besteht aus vier Teilen: 

• Der erste Teil begründet, warum die MDGs 
wichtig sind, und erklärt, aus welchen 
Gründen sie bisher nicht verwirklicht wurden; 

• Teil 2 beschreibt, welche Maßnahmen in 
den Entwicklungsländern selbst getroffen 
werden müssen, um die MDGs zu erreichen; 

• der dritte Teil unterbreitet Vorschläge, was 
auf internationaler Ebene getan werden 
muss, um die Verwirklichung der MDGs auf 
Länderebene zu unterstützen; 

• und im vierten Teil wird schließlich eine um-
fassende Kosten-Nutzen-Kalkulation vorge-
nommen und detailliert beschrieben, welche 
zusätzlichen Finanzmittel notwendig sind, 
um die MDGs bis zum Jahr 2015 zu verwirk-
lichen. 

Die Kosten der Millenniums-
entwicklungsziele 

Ein wesentlicher Teil des Sachs-Reports befasst 
sich mit den Kosten der Verwirklichung der 
MDGs. Die Grundlage dafür bilden Berechnun-
gen über den Bedarf an Investitionskapital. Das 
Team des Millenniumprojekts hat für die Be-
darfsanalyse auf Länderebene eine umfassende 
Methodologie entwickelt und in fünf Pilotlän-
dern getestet (Bangladesh, Kambodscha, Ghana, 
Tansania und Uganda). 

Es hat zunächst den Gesamtbedarf an Investiti-
onskapital ermittelt, das zur Verwirklichung der 
MDGs im jeweiligen Land benötigt wird. Im  
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Anschluss daran hat es abgeschätzt, wie viel da-
von im Land selbst mobilisiert werden kann und 
wie viel an externer Unterstützung in Form von 
ODA notwendig ist. Auf Grundlage der Zahlen 
aus den fünf Pilotländern hat das Sachs-Team 
dann hochgerechnet, wie viel an öffentlicher 
Entwicklungshilfe zur Finanzierung der MDGs 
weltweit notwendig ist. Das Ergebnis: Die ODA 
muss im Jahr 2006 auf 135 Mrd. US-Dollar stei-
gen. Dies bedeutet eine Verdoppelung der bis-
herigen Entwicklungsgelder. Bis zum Jahr 2015 
müsse sich das ODA-Volumen auf 195 Mrd. US-
Dollar verdreifachen. Dies entspricht einer Erhö-
hung des Anteils der ODA am Bruttonationalein-
kommen der Geber von gegenwärtig 0,25 Pro-
zent auf 0,44 Prozent 2006 und 0,54 Prozent 
2015. 

Gegenüber den bisher öffentlich formulierten 
(aber noch nicht realisierten) Verpflichtungen der 
Regierungen errechnet der Sachs-Report für das 
Jahr 2006 eine Deckungslücke von 48 Mrd. US-
Dollar. Die Hauptverantwortung für diese Finan-
zierungslücke tragen die USA mit alleine 32,2 
Mrd., gefolgt von Japan mit 10,4 Mrd. und 
Deutschland mit 3,2 Mrd. US-Dollar. 

Japan und Deutschland haben nach Ansicht der 
Autoren vor dem Hintergrund der gegenwärti-
gen Debatte über die Reform der Vereinten Na-
tionen eine besondere Verantwortung. Mit Ver-
weis auf den Bericht des High-level Panel on 
Threats, Challenges and Change3 vom Dezember 
2004 stellen sie fest: 

„As the High-Level Panel recommends, countries 
that aspire to global leadership through perma-
nent membership on the UN Security Council 
have a special responsibility to promote the 
Goals and to fulfill international commitments to 
official development assistance and other kinds 
of support vital for achieving them. We endorse 
the Panel ’s recommended criterion of 0.7 per-
cent of GNP in official development assistance 
for developed countries aspiring to permanent 
membership.“ (S.9) 

Angesichts der gegenwärtigen Haushaltsengpäs-
se der Geberregierungen sieht der Sachs-Report 
es offensichtlich selbst als unrealistisch an, dass 

                                                 
3  A more secure world: Our shared responsibility. 

Report of the High-level Panel on Threats, Challen-
ges and Change. New York: United Nations, 2004. 
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die notwendige Erhöhung der ODA bis 2006 aus 
den nationalen Haushalten allein erfolgen kann. 
Aus diesem Grund ruft der Report alle Geber auf, 
den britischen Vorschlag für eine International 
Finance Facility (IFF) zu unterstützen. Ein solcher 
Fonds, der seine Mittel zum größten Teil durch 
die Ausgabe von Anleihen mobilisiert, könnte bis 
zum Jahr 2006 eingerichtet werden. 

„Fast track“ – „Quick win“ 

Um rasche Fortschritte bei der Verwirklichung 
der MDGs zu erzielen, schlägt der Sachs-Report 
vor, bereits 2005 wenigstens 12 Länder mit 
niedrigem Einkommen, guter Regierungsführung 
und hoher Absorptionskapazität für ausländi-
sches Kapital zu identifizieren und zu „MDG 
'fast-track'-Ländern“ zu erklären. Die ODA für 
diese Länder sollte sofort in erheblichem Umfang 
erhöht werden. Als Entscheidungskriterien für 
die Auswahl der Länder nennt der Report u.a. 
die Konditionen der US-amerikanischen Millen-
nium Challenge Corporation (MCC). Die MCC 
verwendet als Kriterien für die Mittelvergabe u.a. 
Kriterien der „ökonomischen Freiheit“, die sich 
am Primat der freien Märkte sowie die Wirt-
schaftsfreundlichkeit der Handelspolitik orientie-
ren. Als Indikator für die Bewertung der Han-
delspolitik wird der Index of Economic Freedom 
der rechtsnationalen Heritage Foundation be-
nutzt. Dieser Ansatz steht aber in deutlichem 
Widerspruch zu den anderen wirtschafts- und 
handelspolitischen Aussagen des Sachs-Reports. 

Zusätzlich empfiehlt das Team um Jeffrey Sachs 
eine Reihe sogenannter „Quick-Win“-Initiativen, 
die noch im Jahr 2005 gestartet werden könnten 
und die Lebensbedingungen von Millionen von 
Menschen sofort verbessern würden. Dazu zählt 
die flächendeckende Abschaffung des Schulgel-
des in Grundschulen und der Gebühren für die 
grundlegende Gesundheitsversorgung, die kos-
tenlose Bereitstellung von Schulmahlzeiten in 
Hungerregionen und die Verteilung von Moski-
tonetzen an alle Kinder, die in Malaria-Gebieten 
leben. 

Die zentrale Bedeutung der MDGs 

Ausgangspunkt des Millennium Projects und 
seines Berichts sind die MDGs. Für das Team um 
Jeffrey Sachs stellen sie das bislang umfassends-
te Set von quantitativen und zeitlich gebunde-
nen Kernzielen dar, über die seit dem UN-
Millenniumsgipfel im September 2000 ein globa-
ler Konsens besteht. Sie sind seitdem der „Dreh- 
und Angelpunkt internationaler Entwicklungspo-

litik“ und auch für die nationale und internatio-
nale Sicherheit und Stabilität von vitaler Bedeu-
tung. Und sie sind realisierbar. Die optimistische 
Botschaft des Berichts lautet: Die Welt ist zwar 
noch weit entfernt von der Verwirklichung der 
MDGs, aber wenn die notwendigen politischen 
Maßnahmen umgehend eingeleitet werden, 
können die Ziele noch erreicht werden. 

 

Die Millenniumsentwicklungsziele 

Ziel 1: Extreme Armut und Hunger beseitigen 

Ziel 2: Grundbildung für Alle erreichen 

Ziel 3: Geschlechtergleichstellung fördern 

Ziel 4: Kindersterblichkeit reduzieren 

Ziel 5: Gesundheit der Mütter verbessern 

Ziel 6: HIV/Aids, Malaria und andere  
Krankheiten bekämpfen 

Ziel 7: Ökologische Nachhaltigkeit sichern 

Ziel 8: Eine Globale Partnerschaft für  
Entwicklung schaffen 

 

Nimmt man die Indikatoren für die Verwirkli-
chung der MDGs als Grundlage, hat es seit 1990 
in vielen Bereichen Fortschritte gegeben. So ist 
die Zahl der Menschen, die von weniger als ei-
nem US-Dollar am Tag leben, weltweit gesunken. 
Auch die Alphabetisierungsrate und die Indikato-
ren für die Gleichstellung der Geschlechter ha-
ben sich in vielen Teilen der Welt verbessert. Hier 
zeigt sich aber bereits ein Grundproblem des 
gesamten MDG-Ansatzes, das auch vom Sachs-
Report nicht gelöst wird. Die Ziele und Indikato-
ren sind wenig ambitioniert und spiegeln die 
komplexen Probleme von Armut und sozialer 
Ausgrenzung nicht adäquat wider. Als Indikato-
ren für Geschlechtergleichstellung werden die 
Einschulungs- und Alphabetisierungsraten von 
Mädchen und Jungen sowie der Anteil weibli-
cher Abgeordneter in nationalen Parlamenten 
genommen. Gemessen an diesen Indikatoren 
gibt es bei der Gleichstellung der Geschlechter in 
fast allen Regionen der Welt Fortschritte, viele 
Regionen sind bei der Verwirklichung von Ziel 3 
„on track“. Dass damit die Gleichstellung der 
Geschlechter und das empowerment der Frauen 
verwirklicht wurde, kann aber wohl kaum be-
hauptet werden. 

Ähnlich problematisch ist das zentrale MDG 1, 
d.h. die Halbierung des Anteils der Menschen, 
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die von weniger als einem US-Dollar am Tag le-
ben. Denn konsequent angewendet suggeriert 
diese statische Zielgröße, dass die Probleme der 
extremen Armut gelöst wären, sobald das Ein-
kommen aller Armen auf ein Niveau von 1,10 
US-Dollar pro Tag angehoben würde. Immerhin 
definiert der Sachs-Report die MDGs ausdrück-
lich als Länderziele und nicht nur als global bis 
zum Jahr 2015 zu verwirklichende Ziele. Es wäre 
ein Fehler, so der Bericht, den Sieg gegen die 
Armut zu verkünden, nur weil sich die wirt-
schaftliche Situation in Teilen Chinas und Indiens 
verbessert hat, während in dutzenden anderer 
Länder weiterhin hunderte von Millionen Men-
schen in extremer Armut leben. Vor allem die 
Länder Afrikas südlich der Sahara und zahlreiche 
asiatische Länder würden bei einer Fortsetzung 
des gegenwärtigen Entwicklungstrends die 
MDGs bis zum Jahr 2015 verfehlen. 

Ursachen des bisherigen Scheiterns 

Warum viele Länder die drängendsten Armuts-
probleme bisher nicht lösen konnten und auch 
bei Fortsetzung des „business as usual“ nicht 
lösen werden, hat vielfältige Gründe. Der Sachs-
Report identifiziert vier generelle Ursachen des 
bisherigen Scheiterns: 

• Regierungsversagen. Fehlende Rechtstaat-
lichkeit und eine falsche Wirtschaftspolitik 
hätten in vielen Ländern die wirtschaftliche 
Entwicklung beeinträchtigt. 

• Armutsfallen. Eine niedrige Sparquote und 
der Mangel an Kapital hätten den Aufbau 
der Infrastruktur (Straßen, Schulen, Kran-
kenhäuser etc.) und einer funktionsfähigen 
öffentlichen Verwaltung verhindert. Diese 
seien aber Voraussetzung für ein sich selbst 
tragendes Wirtschaftswachstum, das wie-
derum neue Ressourcen generierte. Ver-
schärft würden die Probleme durch widrige 
geographische Bedingungen. 

• „Inseln der Armut“. Auch in Ländern wie 
China, Brasilien und Indien seien als Folge 
unzureichender öffentlicher Investitionen 
Bevölkerungsgruppen und Regionen von po-
litischen und ökonomischen Entwicklungs-
prozessen ausgeschlossen. 

• Mangelndes Problembewusstsein. Einige 
Entwicklungsziele würden nicht erreicht, 
weil die Politiker der betroffenen Länder die 
Probleme nicht erkennen oder bewusst ig-
norieren würden. Dies beträfe u.a. ökologi-
sche und genderbezogene Probleme. 

Summa summarum: Die Menschen in den Ent-
wicklungsländern sind arm, weil ihre Regierun-
gen die falsche Politik betreiben und über zu 
wenig Finanzmittel verfügen, um den „take 
off“ hin zu einem dauerhaften Wirtschafts-
wachstum aus eigener Kraft zu schaffen. Struk-
turelle Fragen, wie die Ungleichverteilung von 
Vermögen, Landbesitz und politischer Macht in 
den Ländern, sowie die weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen und der Einfluss des Nor-
dens bleiben dagegen weitgehend ausgeblendet. 
Damit bewegt sich der Bericht auf dem Niveau 
des modernisierungstheoretischen Entwick-
lungsansatzes der 1950er und 1960er Jahre. 
Konsequenterweise kommt er auch zu ähnlichen 
Schlussfolgerungen, die bis in die Diktion an die 
entwicklungspolitischen Rezepte vergangener 
Dekaden erinnern. 

Investitionsprogramme zur 
Armutsbekämpfung 

Im Zentrum des Sachs-Berichts stehen nach sei-
nen eigenen Worten „praktische Schritte“, um 
die Politik auf Länderebene auf die MDGs auszu-
richten. Der Bericht fordert zunächst von den 
Regierungen der Entwicklungsländer, für ihr je-
weiliges Land einen auf zehn Jahre ausgerichte-
ten Rahmenplan zu formulieren, der auf die 
Verwirklichung der MDGs zielt. Er soll ergänzt 
werden durch detaillierte 3- bis 5-Jahres-
strategien, in denen die konkreten politischen 
Maßnahmen aufgelistet werden, die erforderlich 
sind, um die MDGs bis zum Jahr 2015 zu errei-
chen („MDG-based poverty reduction strate-
gies“). Diese Strategien sollen auch eine Kosten- 
und Budgetplanung einschließen, aus der her-
vorgeht, in welchem Umfang heimische Res-
sourcen mobilisiert werden können und wie 
hoch der externe Finanzierungsbedarf in Form 
öffentlicher Entwicklungshilfe ist. Sie sollen auf 
einer umfassenden Bedarfsanalyse basieren, die 
in jedem Land durchgeführt werden soll. Das 
Millenniumprojekt hat in fünf Pilotländern be-
reits derartige Bedarfsabschätzungen vorge-
nommen, um auf dieser Grundlage den globalen 
Ressourcenbedarf für die Verwirklichung der 
MDGs zu ermitteln (siehe oben). 

Wenn in den betroffenen Ländern bereits natio-
nale Strategiepapiere zur Armutsreduzierung 
(Poverty Reduktion Strategy Papers – PRSP) exis-
tieren, sollen diese in Einklang mit den MDGs 
gebracht werden. Die Zivilgesellschaft und die 
Privatwirtschaft sollen eng in die Formulierung 
und Umsetzung der Entwicklungsstrategien ein-
bezogen werden. 
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Den Kern der jeweiligen Strategie soll ein um-
fangreiches staatliches Investitionsprogramm 
bilden. Es soll vor allem dazu dienen, die not-
wendige Infrastruktur und einen funktionsfähi-
gen öffentlichen Verwaltungsapparat aufzubau-
en. Denn Märkte allein würden die drängends-
ten Armutsprobleme nicht lösen. Öffentliche 
Investitionen und Subventionen seien erforder-
lich, um zunächst die Grundlagen für eine funk-
tionierende Marktwirtschaft zu schaffen. Das 
Team um Jeffrey Sachs fordert damit explizit 
eine stärkere Rolle des Staates und distanziert 
sich von neoliberalen Deregulierungs- und Priva-
tisierungskonzepten, die Sachs bis vor einigen 
Jahren noch selbst propagiert hat. 

In den daraus resultierenden Empfehlungen ist 
der Report jedoch widersprüchlich. So plädiert er 
zum einen für die stärkere Mobilisierung heimi-
scher Ressourcen, insbesondere in Form von 
Steuern, zum anderen fordert er die Einrichtung 
von Sonderwirtschaftszonen und Steuerbefrei-
ungen (tax holidays) für ausländische Investoren. 
Der Report betont einerseits die positive Rolle, 
die die Privatwirtschaft bei der Verwirklichung 
der MDGs spielen kann und spricht sich für Pub-
lic-Private Partnerships (PPP) aus. Andererseits 
benennt er aber auch die Grenzen privatwirt-
schaftlichen Engagements, für die allerdings 
nicht die Unternehmen verantwortlich seien: 

„The fact that the private sector does not serve 
the poorest of the poor is not by itself a market 
failure, since markets are meant to orient their 
activity around high-return activities rather than 
around people with no money. Markets alone 
will not solve the short-term needs of the most 
impoverished communities. Instead, for the 
poorest and most isolated communities, public 
finance and subsidies will have to create the 
conditions for market-based economic activity to 
thrive.“ (S. 141).4 

Gleichzeitig fordert der Report aber auch, die 
gesellschaftliche Verantwortung der Unterneh-
men zu stärken. In diesem Zusammenhang 
nennt er explizit den Global Compact und die 
„Publish What You Pay“-Kampagne und fordert 
eine Stärkung der „Normen der Vereinten Nati-
onen für die Verantwortlichkeiten transnationa-
ler Unternehmen und anderer Wirtschaftsunter-
nehmen im Hinblick auf die Menschenrechte“. 

                                                 
4  Die Seitenangaben in diesem Briefing Paper bezie-

hen sich auf die englische Langfassung des Sachs-
Reports. 

Um die enormen Investitionen in Infrastruktur, 
Grundbildung, Gesundheitsversorgung etc. 
durchzuführen, die notwendig sind, um die 
MDGs in den nächsten zehn Jahren zu verwirkli-
chen, reichen die finanziellen Ressourcen in den 
Ländern selbst in den meisten Fällen nicht aus. 
Externe Unterstützung ist daher dringend erfor-
derlich, um die Prozesse auf nationaler Ebene zu 
unterstützen. Folgerichtig befasst sich der Sachs-
Report in seinem dritten Teil mit dem Beitrag des 
internationalen Systems zur Verwirklichung der 
MDGs. 

Scharfe Kritik am bisherigen System der 
Entwicklungshilfe 

Der Report untersucht zunächst den Zustand des 
gegenwärtigen Systems der Entwicklungshilfe 
und kommt zu einer überaus kritischen Diagnose: 

„The international system is ill equipped to pro-
vide [international support] because of a short-
age of supportive rules, effective institutional 
arrangements, and above all resolve to translate 
commitments to action.“ (S. 193). 

Der Bericht fasst seine Kritik am gegenwärtigen 
System zu folgenden zehn Punkten zusammen: 

1. Es mangelt auf internationaler Ebene an 
einem kohärenten Ansatz der Armutsbe-
kämpfung, der auf den MDGs beruht. Vor 
allem die Bretton-Woods-Institutionen, ins-
besondere der IWF, haben in der Vergan-
genheit die MDGs in ihrer Politik nicht sys-
tematisch berücksichtigt. 

2. Entwicklungszusammenarbeit ist zu wenig 
an den Bedürfnissen der jeweiligen Länder 
ausgerichtet. Außerdem werden Unter-
schiede in der Regierungsführung der Län-
der zu wenig berücksichtigt. 

3. Entwicklung ist ein langfristiger Prozess, a-
ber bei der Hilfe dominieren kurzfristige Pla-
nungsprozesse. 

4. Der Umfang der technischen Unterstützung 
reicht nicht aus, um die MDGs zu erreichen. 
Die zuständigen internationalen Organisati-
onen wie FAO, WHO, IFAD, UNICEF und 
UNIDO konzentrieren sich meist auf kleine 
Pilotprojekte und sind nicht darauf vorberei-
tet, größere Programme auf nationaler Ebe-
ne zu unterstützen. 

5. Die Multilateralen Entwicklungsinstitutionen 
koordinieren ihre Aktivitäten auf Länder-
ebene nur unzureichend. 
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6. Die Entwicklungsfinanzierung beruht nicht 
auf den Bedürfnissen der Länder und ist in 
der Höhe völlig unzureichend. 

7. Der Umfang des bisherigen Schuldenerlasses 
ist nicht auf die MDGs ausgerichtet. Die Kri-
terien der Schuldentragfähigkeit (debt 
sustainability) berücksichtigen die MDGs 
bisher nicht. 

8. Die Entwicklungshilfe ist häufig von sehr 
niedriger Qualität. Sie ist oft unberechenbar, 
mit Lieferbindungen verknüpft und dient 
eher den Partikularinteressen der Geber als 
den Entwicklungsstrategien der Empfänger. 
In den Ländern mit niedrigem Einkommen 
fließen nur 24 Prozent der gegenwärtigen 
bilateralen Entwicklungshilfe in Vorhaben 
zur direkten Unterstützung der MDGs, in 
den Ländern mit mittlerem Einkommen sind 
es ganze neun Prozent. 

9. Wichtige MDG-Prioritäten werden systema-
tisch übersehen. Das betrifft zum Beispiel In-
vestitionen in die regionale Integration, das 
Umweltmanagement und die Förderung der 
Geschlechtergleichstellung. 

10. Die Politik der Geber weist einen beständi-
gen Mangel an Kohärenz auf. So unterstüt-
zen die Regierungen mit ihrer Entwicklungs-
hilfe beispielsweise die landwirtschaftliche 
Exportproduktion, verwehren aber den ent-
sprechenden Produkten mit Hilfe von Han-
delsbarrieren den Marktzugang. 

„To-do“-Liste zur Verbesserung der 
Entwicklungszusammenarbeit 

Spiegelbildlich zu den dargestellten Problemen 
präsentiert der Bericht des Millenniumprojekts 
auch eine „to do“-Liste konkreter Vorschläge 
zur Verbesserung der Entwicklungszusammen-
arbeit. Im Zentrum stehen die folgenden Emp-
fehlungen: 

• Die MDGs sollten zur Grundlage aller natio-
nalen Entwicklungsstrategien und der damit 
verbundenen internationalen Unterstüt-
zungsprogramme gemacht werden. Dies gilt 
explizit auch für die Bretton-Woods-
Institutionen. 

• Die Koordinationsrolle der Vereinten Natio-
nen sollte auf internationaler und Länder-
Ebene gestärkt werden. Auf der internatio-
nalen Ebene betrifft das die UN Develop-
ment Group, auf der Länder-Ebene die UN 
Country Teams. Die Ländervertreter von IWF 

und Weltbank sollten eng mit den UN 
Country Teams kooperieren. 

• Das Niveau der öffentlichen Entwicklungshil-
fe (ODA) sollte auf Grundlage einer umfas-
senden Bedarfsanalyse drastisch erhöht 
werden. Um die MDGs zu verwirklichen ist 
eine sofortige Verdoppelung der ODA bis 
2006 und eine Verdreifachung bis 2015 
notwendig (siehe oben). 

• Der Umfang der Schuldenerlasse sollte er-
heblich ausgeweitet werden. Für viele der 
ärmsten Länder ist eine 100-prozentige 
Schuldenstreichung erforderlich, und auch 
die Schulden von Ländern mit mittlerem Ein-
kommen bzw. armen Ländern, die nicht auf 
der HIPC-Liste stehen, wie z.B. Nigeria, müs-
sen erheblich reduziert werden. Neue Krite-
rien der Schuldentragfähigkeit die die Ver-
wirklichung der MDGs berücksichtigen, soll-
ten eingeführt werden. Als logische Konse-
quenz sollte künftig die ODA an arme Län-
der nicht als rückzahlbarer Kredit sondern 
nur noch in Form von Zuschüssen vergeben 
werden. 

• Die Geberländer sollten ihre Entwicklungs-
hilfe radikal vereinfachen und weiter har-
monisieren. Der Bericht plädiert für die stär-
kere Unterstützung sektoraler Ansätze und 
die direkte Budgethilfe anstelle kleinteiliger 
Projektunterstützung. Außerdem fordert er 
die Stärkung der multilateralen Entwick-
lungszusammenarbeit, denn „multilateral of-
ficial development assistance is typically of 
much higher quality than bilateral assistan-
ce.“ (S. 208). 

• Die Geber sollten regelmäßig überprüfen, 
ob ihre Entwicklungs-, Außen- und Finanz-
politik kohärent, das heißt im Einklang mit 
den MDGs ist. Neben den „Goal 8“-Reports 
der Regierungen sollte es zu diesem Zweck 
unabhängige Kohärenzberichte geben, die 
öffentlich zugänglich und überprüfbar sind. 

Neben diesen entwicklungspolitischen Empfeh-
lungen verlangt der Sachs-Report von den Regie-
rungen der Industrieländer aber auch Zuge-
ständnisse in der internationalen Handelspolitik. 
Der Report stellt explizit fest, dass das gegen-
wärtige Welthandelssystem hauptsächlich den 
Interessen einiger weniger Industrieländer dient 
und im Sinne der Entwicklungsländer unausge-
wogen ist. Der Bericht plädiert zwar für eine 
vollständige Liberalisierung des Welthandels bis 
zum Jahr 2025. Er erklärt aber zugleich, dass die 
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Gleichung „Handel statt Hilfe“ irreführend sei. 
Um die internationale Handelspolitik mit den 
MDGs in Einklang zu bringen, müssten die Han-
delsbedingungen für die Entwicklungsländer 
erheblich verbessert werden. Das gilt insbeson-
dere für die Öffnung der Märkte der Industrie-
länder für Exportprodukte aus den Entwicklungs-
ländern, die verbindliche Abschaffung aller Ag-
rarexportsubventionen, sowie die Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Entwicklungslän-
der auf der Angebotsseite, insbesondere durch 
Investitionen in die Infrastruktur (Straßen, Häfen, 
Energieversorgung usw.). Um die Anpassungs-
kosten der Liberalisierung nach Abschluss der 
Doha-Runde zu kompensieren, schlägt der Re-
port die Einrichtung eines zeitlich befristeten 
„Aid for Trade Fund“ vor. 

3 Schlussfolgerungen 

Der Bericht des Millenniumprojekts ist ein dra-
matischer Appell an die Regierungen, der welt-
weiten Armut nicht weiterhin mit einer Politik 
des „business as usual“ zu begegnen. Gleichzei-
tig möchte er Optimismus verbreiten und de-
monstrieren, dass die Millenniumsentwicklungs-
ziele noch nicht verloren sind, sondern durch 
einen „praktischen Plan“ realisiert werden kön-
nen. Die Kehrseite dieses Pragmatismus ist sein 
technokratischer Ansatz, die globalen Probleme 
hauptsächlich durch neue Entwicklungspläne, 
mehr Geld und bessere Technologien lösen zu 
wollen. Teilweise wirken seine „quick-win“-
Vorschläge, wie etwa mehr Moskitonetze für die 
Armen zur Verfügung zu stellen, angesichts der 
Dimension der globalen Armutsproblematik un-
gewollt naiv. 

Damit beschränkt sich der Sachs-Report weitge-
hend auf das oberflächliche Lindern der Armuts-
symptome. Die strukturellen Ursachen von Ar-
mut und sozialer Ungerechtigkeit bleiben bei 
ihm weitgehend ausgeblendet. Diese Schwäche 

ist ein Spiegelbild der grundsätzlichen Problema-
tik des MDG-Ansatzes. Denn die öffentlichkeits-
wirksame Reduktion von Entwicklung auf einige 
wenige quantitative Ziele und der Fokus auf die 
„extreme“ Armut bergen die Gefahr der politi-
schen Abkehr von umfassenderen Entwicklungs-
ansätzen, insbesondere Konzepten einer ökolo-
gisch tragfähigen und sozial gerechten Entwick-
lung. Strukturelle Fragen der Verteilungsgerech-
tigkeit werden von den Zielen faktisch ebenso 
wenig berührt, wie die weltwirtschaftlichen und 
machtpolitischen Rahmenbedingungen von 
Entwicklung. 

Dennoch ist der Bericht des Millenniumprojekts 
ein wichtiges Referenzdokument, denn er bün-
delt immerhin das Wissen und die Erfahrung von 
265 Entwicklungsexperten und spiegelt damit 
einen wesentlichen Ausschnitt des entwick-
lungspolitischen Mainstream-Diskurses wider. 

Gleichzeitig ist der Bericht von zentraler Bedeu-
tung als Grundlage für den im März 2005 er-
scheinenden Report Kofi Annans zur Vorberei-
tung auf den Millennium+5-Gipfel. Der pragma-
tische Ansatz des Sachs-Berichts kommt dem Ziel 
dieses Dokuments, politisch machbare Empfeh-
lungen für den Gipfel im September zu formulie-
ren, sicherlich entgegen. 

Eine wichtige Argumentationshilfe bietet der 
Sachs-Report zur Unterstützung der Forderun-
gen nach einer Reform der Entwicklungszusam-
menarbeit, nach drastischen Schuldenstreichun-
gen und einer radikalen Erhöhung der ODA. Der 
G-7/8-Gipfel im Juli und der Millennium+5-
Gipfel im September 2005 werden zeigen, ob 
sich die Staats- und Regierungschefs von diesen 
Argumenten überzeugen ließen. 

Der Autor:  

Jens Martens leitet das Europa-Büro des Global 
Policy Forums. 
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